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Eigentümerstellung des Anbietenden kaum zu führen, so 
daß sich der Gebrauchtwarenhandel kraft ausdrücklicher 
gesetzlicher Vorschriften grundsätzlich mit entsprechenden 
Versicherungen über das Eigentum bzw. über die Verfü­
gungsbefugnis zufrieden geben kann.

Anders ist die Rechtslage jedoch beim Ankauf ge­
brauchter Kraftfahrzeuge. Die Bestimmungen der АО über 
den Gebrauchtwarenhandel sind nach ihrem § 2 auf den 
Verkauf gebrauchter Kfz ausdrücklich nicht anwendbar. 
Hier kann das Eigentum an einem Kfz anhand der Fahr­
zeugpapiere nachgewiesen werden. Ist jedoch im Aus­
nahmefall der Veräußerer nicht mit dem in den Fahr­
zeugpapieren genannten Eigentümer identisch, dann hat 
der Verklagte zu 2) als ständiger Käufer gebrauchter Kfz 
eine besondere Verpflichtung, sich die Veräußerungsbe­
fugnis nachweisen zu lassen. Dabei werden die von ihm zu 
beachtenden Sorgfaltspflichten nicht nur davon bestimmt, 
daß eine gesetzliche Nachweiserleichterung nicht gegeben 
und — im Gegenteil — ein eindeutiger Nachweis zu errei­
chen ist, sondern auch von der Überlegung, daß es sich 
bei einem Pkw um einen Gegenstand handelt, der einen 
beträchtlichen Wert verkörpert.

Der Verklagte zu 2), konnte deshalb im vorliegenden 
Fall nicht ohne weiteres davon ausgehen, daß der ihm 
von der Verklagten zu 1) angebotene Pkw gemeinschaft­
liches Eigentum von Ehegatten darstellt und beim Tod 
des einen Ehegatten durch Erbfolge in das Eigentum des 
anderen Ehegatten übergeht. Selbst wenn sich ein Pkw in 
der Regel im gemeinschaftlichen Eigentum beider Ehe­
leute befinden wird, müssen doch mögliche andere Erb­
folgen beächtet weiden. Deshalb muß die jeweilige Erb­
folge beim Verkauf eines Pkw dargetan werden. Sie wird 
zur Sicherheit im Rechtsverkehr üblicherweise mit dem 
Erbschein nachgewiesen (vgl. § 413 Abs. 2 ZGB).

Eine solche Verfahrensweise ist notwendig, well sich 
nämlich auch nicht ausschließen läßt, daß der Veräußerer 
eines Kfz unbewußt unrichtige Angaben macht, indem er 
in Unkenntnis eines Testaments oder unbekannter Erben 
— beispielsweise außerehelicher Kinder — behauptet, Al­
leinerbe zu sein. Die hier bestehende Unsicherheit darf 
nicht zu Lasten der tatsächlichen Erben gehen. Vielmehr 
obliegt es dem Handelsbetrieb, sich entsprechend abzusi- 
chem.

Diesen Erfordernissen des § 334 ZGB ist der Verklagte 
zu 2) nicht gerecht geworden, so daß er zum Schadener­
satz verpflichtet ist. §

§ 321 Abs. 2 ZGB.

Ist ein Grundstück nur über andere Grundstücke zu errei­
chen, dann muß dessen Nutzer, sofern nicht besondere 
Vereinbarungen oder andere Umstände entgegenstehen, 
den kürzesten und am wenigsten fremdes Eigentum bzw. 
die Rechte von Grundstücksnachbarn beeinträchtigenden 
Weg in Anspruch nehmen.

BG Suhl, Urteil vom 17. August 1979 - 3 BZB 34/79.

Das Kreisgericht hat die Klage, mit der die Wiederein­
räumung eines Wegerechts über das Grundstück des Ver­
klagten verlangt wurde, abgewiesen. Zur Begründung hat 
es im wesentlichen ausgeführt: Die Benutzung eines Tram­
pelpfades durch die Tiere des Klägers sei zwar bisher 
stillschweigend geduldet worden, jedoch begründe dies für 
den Verklagten keine Rechtspflicht zur weiteren Duldung 
dieses Weges. Der Kläger könne seine Tiere von seinem 
Hausgrundstück aus zu seinem Wiesengrundstück auch auf 
einem anderen Wege bringen. Der damit verbundene 
Umweg müsse ihm zugemutet werden, da sich für den 
Verklagten erhebliche Nachteile ergäben, wenn die Tiere 
weiterhin täglich über sein Grundstück in unmittelbarer 
Nähe des im Bau befindlichen Eigenheims getrieben wür­
den.

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung eingelegt 
und vorgetragen, der Trampelpfad sei seit Jahrzehnten mit

Zustimmung der Eigentümer genutzt worden. Der Umweg 
über die Hauptstraße sei ihm wegen der großen Entfernung 
und des dort herrschenden Straßenverkehrs nicht zuzu­
muten.

Der Kläger hat beantragt, unter Aufhebung des ange­
fochtenen Urteils den Verklagten zur Duldung der Mitbe­
nutzung des Trampelpfades auf dessen Grundstück zu ver­
urteilen.

Die Berufung hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Der Senat hat bei der Ortsbesichtigung festgestellt, daß 
der Kläger das Wiesengrundstück, das ihm von der LPG 
für seine Viehhaltung zur Verfügung gestellt wurde, nur 
dann ordnungsgemäß nutzen kann, wenn er dieses Vieh 
(ein Pferd, zwei Rinder und zeitweilig ein Bulle) in der 
seit Jahrzehnten ausgeübten Weise über den an der 
Grenze des Grundstücks des Verklagten entlang führen­
den schmalen Trampelpfad treiben kann. Das ergibt sich 
schon daraus, daß das vom Kläger genutzte Wiesengrund­
stück überhaupt keinen unmittelbaren Zugang zu einem 
öffentlichen Weg hat.

Diesen Umstand hat das Kreisgericht bei seiner Ent­
scheidung nicht berücksichtigt. Müßte der Kläger sein 
Vieh über die Hauptstraße treiben, wovon das Kreisge­
richt ausgeht, dann müßte dies nicht nur über eine aus­
besserungsbedürftige Behelfsbrücke über einem Fluß ge­
schehen, sondern auch noch über mehrere von anderen 
Bürgern genutzte Wiesengrundstücke. Ein weiter nördlich 
gelegener Weg würde über eine noch .größere Anzahl 
fremder Grundstücke führen und ebenfalb einen erheb­
lichen Umweg bedeuten.

Ist aber ein Grundstück nur über andere Grundstücke 
zu erreichen, dann muß dessen Nutzer, sofern nicht beson­
dere Vereinbarungen oder andere Umstände entgegenste­
hen, den kürzesten und am wenigsten fremdes Eigentum 
bzw. die Rechte von Grundstücksnachbarn beeinträchti­
genden Weg in Anspruch nehmen. Das ist der hier streitige 
Trampelpfad, wie er von den früheren Grundstücksnut­
zem vereinbart und bislang auch respektiert wurde. Dies 
ergibt sich z. B. daraus, daß beim Bau von Schuppen und 
ähnlichen Unterstellmöglichkeiten auf dem Grundstück 
des Verklagten stets ein bestimmter Abstand zur Grenze 
eingehalten und damit ein Durchgang für die Kläger frei­
gehalten wurde. Schließlich war der Trampelpfad früher 
auch durch einen Zaun abgetrennt, so daß Störungen für 
die anderen Grundstücke vermieden wurden.

Durch den Bau des Wohnhauses auf dem Grundstück 
des Verklagten hat sich an dieser Rechtslage nichts geän­
dert. Die Entfernung zwischen Wohnhaus und Grund­
stücksgrenze beträgt etwa 7 Meter. Das Haus liegt somit 
6 Meter vom Trampelpfad, der wieder abgegrenzt werden 
könnte, entfernt. Dieser Umstand und die geringe Zahl 
der vom Kläger gehaltenen Tiere schließen eine wesent­
liche Beeinträchtigung der Nutzung des Wohngrundstücks 
durch die weitere Inanspruchnahme des Trampelpfades 
aus. Im übrigen war dem Verklagten die Tatsache, daß 
der Kläger den Trampelpfad nutzt, bekannt, als er mit 
dem Bau des Wohnhauses begann. Das Grundstück des 
Verklagten ist außerdem mit 1 518 m2 wesentlich größer, 
als dies bei Eigenheimgrundstücken allgemein üblich ist. 
Der Verklagte hat demnach genügend Platz für Nebenan­
lagen; er muß diese keineswegs auf dem schmalen Strei­
fen anlegen, der für den Trampelpfad benötigt wird.

Da das Wegerecht zur ordnungsgemäßen und im gesell­
schaftlichen Interesse liegenden Nutzung des Wiesengrund­
stücks für die Tiere des Klägers gegenwärtig erforderlich 
und dem Verklagten auch zuzumuten ist, liegen die Vor­
aussetzungen des § 321 Abs. 2 ZGB zur Einräumung des 
entsprechenden Rechts auf Mitbenutzung des Grundstücks 
des Verklagten vor.

Auf die Berufung war deshalb das Urteil des Kreis­
gerichts aufzuheben und anderweitig zu entscheiden.


